Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler dürfen Spätaussiedler sein

Weit über zwei Millionen Spätaussiedler leben in der Bundesrepublik Deutschland, der größte Teil von Ihnen sind Menschen aus den Staaten der ehemaligen Sowjetunion.

In den Parteien der Bundesrepublik sind sie weit unterrepräsentiert. In den „alten Ausländerbeiräten“ konnten Sie nicht mitwirken. Es hat lange gedauert, bis diese Neu-Bürger eine Möglichkeit bekamen, ihre spezifischen Fragestellungen und Beiträge zu artikulieren und das gemeinsame Leben politisch mit zu gestalten.

Die Weiterentwicklung der Ausländerbeiräte zu Beiräten für Migration und Integration stellt für Spätaussiedler und ihre Familienangehörigen eine neue Chance dar, sich an der Integration der eigenen Gruppe in besonderer Weise aktiv zu beteiligen.

Die gesamte Gruppe gehört jetzt zum Kreis derer, die gewählt werden können und durch ihren Beitrag sich in der Kommune vor Ort an der Gestaltung des Zusammenlebens auch politisch beteiligen.

Diese Möglichkeit ist im Kreis der Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler strittig. Dabei gibt es neben den grundsätzlichen Bedenken von Seiten der Spätaussiedler aber auch die Offenheit und Bereitschaft es für die Personen zu sehen, welche in der alten Fassung des Bundesvertriebenenrechtes als die „nicht deutschen Familienangehörigen“ bezeichnet wurden.

In der Regel wurden sie weder als deutsche Spätaussiedler/innen noch als Ausländer behandelt. Ihre Integration wurde selbstverständlich vorausgesetzt. Sie wurden Deutsche ohne gefragt zu werden ob sie Deutsche werden wollen, nämlich mit der Erteilung der Spätaussiedlerbescheinigung § 15 Abs. 2.

In der Regel sind sie alle glücklich im Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit zu sein, aber ein Teil von Ihnen signalisiert immer wieder: Ich wäre gerne gefragt geworden und nicht durch einen Automatismus und einfach so. Ein feierlicher Akt der Einbürgerung durch Überreichung einer Urkunde wäre angebracht, so die Meinung nicht weniger.

Gerade diese gilt es einzuladen, zur aktiven Beteiligung der Gestaltung des Miteinanders. Bei Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern und ihren Familienangehörigen gilt es dafür zu werben, ihr gehört dazu, wir wollen euch mit euren Gaben, Möglichkeiten und Beiträgen.

Die Wahlbeteiligung aus diesem Kreis der Spätaussiedler/innen könnte relativ hoch sein, wenn es gelingt ihnen diese Information zukommen zu lassen. Durch die Öffnung des Kreises der Wahlberechtigten kann es zur Stabilisierung der eignen Identität und der Gruppe als solche kommen. 

Hingegen stößt diese Öffnung im Kreis der Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler auch auf eine Ablehnung. Die Spätaussiedler möchte ich bitten, dieses Angebot nicht als Ausgrenzung zu verstehen, sondern als das Angebot, sich aktiv in die deutsche Gesellschaft einzubringen.

Die Mitarbeit in den Beiräten soll und kann die Abgrenzung von beiden Seiten überwinden.

Was die Öffnung der Beiräte im Bezug auf das passive Wahlrecht bietet ist wirklich ein Riesensprung. Hier sind Fragen der Staatsangehörigkeit beseitigt worden, deutsche Staatsangehörige wie nicht-deutsche Staatsangehörige können in die Beiräte gewählt werden und gestalten dann gemeinsam die Integration in den Kommunen.

Die Verwirklichung der Integration vollzieht sich in der Kommune in der Nachbarschaft, und dazu kann ich nur alle die, denen das Gelingen des Miteinanders ein Anliegen ist, ermutigen, sich daran zu beteiligen.

Die politischen Vorgaben in Rheinland-Pfalz haben sich deutlich zu Gunsten der Integration verändert. Diese Veränderung muss nun dorthin getragen werden, wo bis heute eine andere politische Botschaft angekommen ist. 

Die Beteiligung an der Wahl, die Wahrnehmung des aktiven Wahlrechtes ist in unserer Demokratie leider durch „Politikverdrossenheit“ in den letzten Jahren stark zurückgegangen. 

Hier brauchen wir eine Kultur des Werbens. Dabei darf es nicht nur um Stimmenfang gehen, sondern es müssen neben den Möglichkeiten und Kompetenzen der Beiräte auch klar die Grenzen der politischen Gestaltung der Beiräte bekannt gemacht werden, sonst kann es zu großen Enttäuschungen kommen und das wäre das Gegenteil von dem, was erreicht werden kann und soll.

Der Erfolg an der Wahlbeteiligung hängt davon ab, ob und in welchen Umfang es gelingen wird, die Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler über ihre Möglichkeit zu informieren und zu ermutigen, sich an einem demokratischen Einfluss in der Kommune zu beteiligen und zwar über die Grenzen der eigenen Ethnie und Herkunft hinaus.

Als Mitglieder dieses Beirates haben sie dann die Möglichkeit, zwar in einem sehr gegrenzten Bereich, politische Verantwortung wahrzunehmen und gegebenenfalls für ihre politische Arbeit in der BRD Erfahrungen zu sammeln.

Reinhard Schott,

Ausländer und Aussiedlerbeauftragter der Ev. Kirche der Pfalz,

Speyer

